
Einspruch gegen Schöffen

Lüneburg. Für  Zündstoff  im  Rat  der  Stadt  sorgte  am Donnerstagabend  die  von  der
Verwaltung vorgelegte Vorschlagsliste für Schöffen. Einspruch kam von der Linken. Sie
forderte, dass die Verwaltung zwei Namen von der Liste für die Amtsperiode 2019 bis
2023 streichen solle,  weil  die Personen dem extremen rechten Lager  angehörten.  Die
Verwaltung  hielt  dagegen,  dass  die  rechtliche  Prüfung  aller  Kandidaten  Sache  des
Amtsgerichts sei. Kontrovers wurde dann diskutiert, ob der Rat entscheiden kann, wer auf
die Liste kommt.
Laut Gerichtsverfassungsgesetz muss jede Gemeinde bis zum 1. Juli eine Vorschlagsliste
für ehrenamtliche Richter aufstellen, die an Amts- und Landgerichten voll stimmberechtigt
neben  den  Berufsrichtern  entscheiden.  Das  Amtsgericht  Lüneburg  hatte  die  Stadt
aufgefordert, eine Liste zu erstellen. Dort stehen nun 114 Personen drauf, die sich freiwillig
– wie die beiden Kandidaten – für das Amt zur Verfügung gestellt  haben oder von der
Verwaltung benannt wurden.

Personen mit rassistischem Gedankengut
David  Amri,  Fraktionsvorsitzender  der  Linken,  hatte  sich  bereits  eine  Woche  vor  der
Ratssitzung an das Rechtsamt der Stadt gewandt und Einspruch gegen zwei Personen
geltend gemacht. Doch auf der im Rat vorgelegten Liste standen die Namen drauf. Amri
legte  erneut  Einspruch  ein.  Die  Kandidaten  hätten  für  rechtsextreme  Gruppen  bei
Kommunalwahlen kandidiert, die von der NPD ins Leben gerufen worden seien. Es seien
Personen  mit  rassistischem,  menschenfeindlichem  Gedankengut.  Bekanntlich  sei  es
gezielte Strategie der NPD, dass sie Anhänger mobilisiere, um zum Beispiel als Schöffen
tätig  zu  sein.  Gemäß  Justizministerium  sei  die  Unparteilichkeit  eine  der  wichtigsten
Voraussetzungen für die Ausübung des Schöffenamtes, diese zweifle er bei jenen beiden
an.
Ulrich Blanck (Grüne) sagte mit Blick auf die Vorlage, dass er diese so verstehe, dass der
Rat entscheiden könne, wer auf die Liste kommt oder nicht. Denn dort heiße es, dass für
die Aufnahme in die Vorschlagsliste die Zustimmung von zwei Dritteln der anwesenden
Ratsmitglieder oder zumindest die Hälfte der gesetzlichen Ratsmitglieder (das wären beim
Rat 22) erforderlich sei. Bei Rechtsdezernent Markus Moßmann hakte er nach, ob das
nicht heiße, im Zweifelsfall über jeden der 114 Namen abstimmen zu können.

Amtsgericht prüft die Schöffen-Anwärter
Moßmann erläuterte, dass die Vorschlagsliste mit den Einsprüchen ans Amtsgericht gehe,
dem  die  rechtliche  Prüfung  der  Kandidaten  obliege.  Oberbürgermeister  Ulrich  Mädge
ergänzte,  dass  der  Rat  mit  mindestens  22  Stimmen  die  Liste  bestätigen  müsse,  der
Einspruch  der  Linken  werde  mitaufgenommen.  Beim  Amtsgericht  tagt  dann  ein
Schöffenwahlausschuss. Dieser wählt  die Schöffen aus und entscheidet  auch über die
Einsprüche.
Ulrich Löb (Grüne) appellierte an seine Ratskollegen, dass man doch nicht über eine Liste
abstimmen könne,  wenn dort  Personen drauf  stünden,  die  dem rechtsextremen Lager
zuzuordnen seien. Friedrich von Mansberg (SPD) warnte dagegen eindringlich, im Rat
eine  Diskussion  über  einzelne  Personen  zu  führen,  „die  wir  nicht  kennen“.  Dem  Rat
obliege  nicht,  über  Gesinnung  zu  urteilen.  Die  Bewertung  solle  man  dem  Gericht
überlassen.  Aus  Sicht  von  Rainer  Mencke  (CDU)  müsse  es  für  die  Linke  doch
entscheidend sein, dass ihr Einspruch mit ans Gericht gehe. „Wir können doch nicht über
Menschen urteilen, weil Herr Amri sagt, dass sie dem rechtsextremen Lager zuzuordnen
sind.“ Eine persönliche Google-Recherche, auf die Amri unter anderem hingewiesen hatte,
könne keine Grundlage sein, um sich eine Meinung zu bilden.



Auch Bürger können ihre Bedenken geltend machen
Der hatte allerdings in seinem Einspruch auch deutlich gemacht, dass die Namen auf den
Wahllisten  der  Rechten  zu  finden  seien.  Er  appellierte  an  Politik  und  Verwaltung,  die
Namen zu streichen und dann über die Liste abzustimmen. Dafür gab es keine Mehrheit.
Für die Liste votierten 25 Ratsmitglieder bei vier Gegenstimmen der Linken und Ulrich
Löb, es gab fünf Enthaltungen.
Die Vorschlagsliste liegt  vom 11.  bis 18.  Juni  im Rechtsamt, Am Ochsenmarkt 1,  aus,
sodass auch Bürger  die  Möglichkeit  haben,  Einspruch einzulegen,  falls  es begründete
Bedenken gibt. „Diese Bedenken werden – ebenso wie die im Rat geäußerten – an das
Amtsgericht zusammen mit der Liste weitergeleitet“, sagt Stadtpressesprecherin Suzanne
Moenck.
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Am ganz rechten Rand

Umstrittene Kandidaten

Die Männer, um die es geht,  sind seit  langem am rechten Rand aktiv. Einer  war
Anmelder eines rechtsextremen Aufmarsches in Lüneburg. Der Mann hatte sich Ende
der 90er-Jahre einer Arbeitsloseninitiative angeschlossen. Nach Aussage von Aktiven
der Initiative hatte der im Landkreis wohnende Aktivist den anderen was vorgemacht.
Jedenfalls fühlten sie sich missbraucht, als im Juni 1998 führende Köpfe der Neonazi-
Szene wie Christian Worch und Thomas Wulff mit mehr als 60 Anhängern durch die
Stadt  zogen.  Oberbürgermeister  Ulrich  Mädge  hatte  sich  Wulff  damals
entgegengestellt. Der Kandidat gilt weiter als Anhänger einer braunen Ideologie.

Der andere Schöffenamtsbewerber hatte sich ebenfalls für die UWL engagiert, die
es bis in den Kreistag schaffte und eng mit der rechtsextremen NPD verbandelt war.
Der  Betreffende  kommt  eigentlich  aus  der  Umweltbewegung  und  zählte  zur  Anti-
Atomkraftbewegung.  So hat  er  unter anderem an der  Zeitschrift  „Gorleben aktuell“
mitgearbeitet.  Danach  war  er  regelmäßig  bei  Aufmärschen  der  NPD  zu  sehen,
beispielsweise  2012  im  Clamartpark.  Als  der  durch  fremdenfeindliche  Sprüche
bekannte AfD-Politiker Markus Pretzell im Dezember 2015 in der Uni sprach, war der
Schöffen-Kandidat dabei und äußerte sich abfällig über Gegendemonstranten. Ca


